
Bundessozialgericht

— 10 BV 7/77 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.. ooooooooooooooo .........................O...oc...occoooo‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
to...... .......... ......o...o ..... ........,

g e g e n

in... ..... .... ..... ......o....0.o.ooooooo.......oo...ooo.o,

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 16. März 1978

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 16. Dezember 1976 wird zurück—

gewiesen.
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Der Ehemann der Klägerin, Richard Z (Z.), bezog bis zu
seinem Tod am 20. Oktober 4975 Versorgungsrente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 60 vH. Noch zu Lebzei—

ten hatte Z. Antrag auf Kapitalabfindung nach den Vorschriften

des Bundesversorgungsgesetzes —BVG—(55 72 bis 80 BVG) gestellt,

um seine Altbauwohnung zu modernisieren.

Das Landesversorgungsamt (LVersorgA) benachrichtigte Z. am

45. Februar 4975 mit Formblatt, sein Antrag werde nach den Vor-

schriften des Gesetzes zur Sicherstellung der Grundrentenabfin—‘

dung in der Kriegsop£erversorgung (Rentenkapitalisierungsgesetz—

KOV) geprüft. Den Kapitalisierungsbetrag werde er bei Vorliegen

der Voraussetzungen von der Lastenausgleichsbank (LAB) nach Ab—

schluß eines Rentenkapitalisierungsvertrages gegen Übertragung

der ihm für einen Zeitraum von zehn Jahren zustehenden Grund—

rente erhalten. Rechte auf Auszahlung des Kapitalisierungs—

betrages könne er aus der Benachrichtigung aber nicht herleiten.

Am 40. Oktober 1975 erteilte das LVersorgA einen Feststellunge-

bescheid gemäß @ 2 Abs 2 Rentenkapitalisierungsgesetz—KOV, in

dem festgestellt wurde, daß Z. die Voraussetzungen für eine

Rentenkapitalisierung erfülle. Der Kapitalisierungsbetrag in

Höhe von 48.468,—— DM werde von der LAB nach Abschluß des Ren—
tenkapitalisierungsvertrages unter Verwendung des vorgeschrie-

benen Musters gewährt. Die beigefügten vier Vertragsvordrucke

unterschrieb Z. am 15. Oktober 4975 und sandte sie an das Landes—

versorgungsamt zurück. Von dort wurden zwei der unterschriebenen

Vertragsformulare am 19. Oktober 1975 zur Gegenzeichnung an die

LAB weitergeleitet, wo sie erst nach dem Tode des Z. am 25.Q@d■r

1975 eingingen und am 6. November 4973 gegengezeichnet wurden.

Von diesem Tage datiert auch der Bankauftrag der LAB, aufgrund

dessen der Kapitalisierungsbetrag dem Konto des Z. bei der

Spar— und Darlehnskasse O. gutgeschrieben wurde. Mit Schreiben

vom 7. November 4975 forderte das LVersorgA diese Kasse auf,

den von der LAB überwiesenen Betrag vorerst nicht auszuzahlen,
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weil Z, zwischenzeitlich verstorben sei. Am 12. November 4975

verlangte es die Auszahlung des Kapitalisierungsbetrages an die

eigene Kasse, wo dieser nach Eingang vereinnahmt wurde. Eben—

falls mit Schreiben vom 12. November 4975 teilte das LVersorgA

der Klägerin mit, der Kapitalisierungsbetrag müsse zurückgefor—
dert werden, da das Zustandekommen des Vertrages zwischen der

LAB und Z, durch dessen Tod verhindert worden sei. Nach Gegen—

vorstellungen der Klägerin vertrat das LVersorgA die Auffassung,

als Mindesterfordernis für die Auszahlung der Abfindung an
Erben müßte verlangt werden, daß der vom Berechtigten unter—

schriebene Vertragsentwurf noch zu dessen Lebzeiten bei der DAB

eingegangen sei. Den hiergegen erhobenen WidersPruch wies das

LVersorgA zurück (WiderSpruchsbescheid vom 14. März 7974)- Die

Klage wies das Sozialgericht (SG) ab (Urteil vom 4. Juni 4976).

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückgewiesen
(Urt v. 46.42.4976). Zur Begründung hat es ausgeführt, der
Klägerin stehe kein gegen den Beklagten gerichteter Anspruch

auf (Rück—}Zahlung von 48.468,—— DM (an sich und etwaige Mit—
erben) zu. Ein solcher An5pruch lasse sich nicht auf den Fest?

stellungsbescheid vom 10. Oktober 1975 stützen, da dieser nur

die Voraussetzungen für den Abschluß eines mit der DAB zu
_schließenden Vertrages beinhaltet habe. Ein Rückzahlungsanspruch

könne auch nicht daraus hergeleitet werden, daß der Kapitali—

sierungsbetrag dem Konto des Z, bereits gutgeschrieben gewesen

sei und der Beklagte die betreffende Kasse zu Unrecht veranlaßt

habe, den Kapitalisierungsbetrag an die Kasse des LVersorgA zu

überweisen„ Ein solches Verlangen wäre rechtsmißbräuchlich,

weil die Klägerin und etwaige Miterben verpflichtet wären, den

Betrag alsbald wieder an die LAB weiterzugeben (exceptio doli).

Die Forderung der Klägerin wäre nur dann nicht rechtsmißbräuch—

lich, wenn ihr aufgrund des Rentenkapitalisierungsvertrages ein

Anspruch auf Auszahlung des Kapitalisierungsbetrages zugestan—

den hätte. Das sei jedoch nicht der Fall, weil jener Vertrag

auf eine unmögliche Leistung gerichtet, also von Anfang an

nichtig gewesen sei (5 506 des Bürgerlichen Gesetzbuches —BGB- ).

Denn zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses habe der Anspruch
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des Z. auf Grundrente nicht mehr bestanden. Es sei ohne Bedeu—

tung, daß das Vertragsangebot noch im Sterbemonat der LAB zuge—

gangen sei. Insoweit bestehe zwar ein Unterschied zu dem vom

Bundessozialgericht —BSG—(Urteil vom 44. März 1975 — 10 BV
555/74 —

) entschiedenen Fall, doch komme es hierauf nicht ent-

scheidend an, weil das Stammrecht auf Beschädigtenversorgung

nicht erst mit dem Ende des Sterbemonats, sondern im Todes-

zeitpunkt erloschen sei.

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine Verletzung

des 5 4 Abs 2 Rentenkapitalisierungsgesetz—KOV sowie der
55 72 bis 80 BVG. Die Vereinnahmung des Kapitalisierungs—

betrages auf ein Konto der Versorgungsverwaltung könne nicht

rechtens sein, wenn — wie hier — der Abfindungsberechtigte

noch zu Lebzeiten alles getan habe, was zum Abschluß des Renten-

kapitalisierungsvertrages notwendig gewesen sei, und die DAB

das wirksame Vertragsangebot gemäß 5 155 BGB auch angenommen

und den Kapitalisierungsbetrag zur Auszahlung gebracht habe.

Sei das Vertragsangebot der DAB - anders als in dem vom BSG

(aaO) entschiedenen Fall — noch zu Lebzeiten zugegangen‚ so

könne % 506 BGB keine Anwendung finden. Im Hinblick darauf, daß

neben der Rentenkapitalisierung grundsätzlich auch weiterhin

Kapitalabfindungen nach 55 72 ff BVG gewährt werden könnten und
des Rentenkapitalisierungsgesetz—KOV lediglich den Zweck bein-
halte, die Finanzierung der Grundrentenabfindung auch bei einer

angespannten Haushaltslage des Bundes sicherzustellen, dürfe

die Klägerin als Rechtsnachfolgerin des Abfindungsberechtigten

nicht schlechter gestellt werden, als wenn der Beklagte eine

Kapitalabfindung unmittelbar durch einen Leistungsbescheid

bewilligt hätte.

Die Klägerin beantragt,

den Beklagten unter Aufhebung des Urteils

des LSG vom 46. Dezember 4976 und des
Urteils des SG vom 4. Juni 4976 sowie des

Bescheides vom 42. November 1975 in der
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Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
44. März 4974 zu verurteilen, den fest—

gesetzten Rentenkapitalisierungsbetrag

in Höhe von 48.468‚—— DM an sie als Rechts-
nachfolgerin ihres verstorbenen Ehemannes

auszuzahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin als unbegründet

zurückzuweisen.

Zur Begründung bezieht sich der Beklagte im wesentlichen auf

den Inhalt des angefochtenen Berufungsurteils.

Um das bereits eingeleitete Bauvorhaben der Klägerin nicht

zu gefährden, erteilte der Beklagte dieser am 44. März 4977

einen Bescheid, in welchem festgestellt wurde, daß die Klägerin

die Voraussetzungen für die Rentenkapitalisierung ihrer Witwen-

beihilfe in Höhe von 25.580,—— DM erfällt.

Beide Beteiligte haben sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung gemäß 5 424 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist

gegeben (5 54 Abs 4 SGG). Bei der Klage handelt es sich um
eine Anfechtungsklage gegen einen Rückforderungsbescheid

(@ 54 Abs 4 SGG), verbunden mit einer Leistungsklage, die auf

Auszahlung des Kapitalisierungsbetrages gerichtet ist.(5 54

Abs 5 SGG). Beide Klagebegehren können gemäß 5 56 SGG in einer
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Klage verfolgt werden, da sie sich gegen denselben Beklagten

richten und in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Entgegen

der Rechtsauffassung der Vorinstanzen stehen alle Rückzahlungs—

ansprüche aus dem Kapitalisierungsvertrag nicht der ursprüng—

lichen Vertragspartnerin (LAB), sondern — unter Ausschluß des

Kreditinstituts als Gläubigerin — ausschließlich dem Bund zu
und werden von dem Land geltend gemacht, in dem der Empfänger

des Kapitalisierungsbetrages im Zeitpunkt der Einleitung des

Rückforderungsverfahrens seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen

Aufenthalt hat (54 Abs 2 Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV).

Gemäß5 4 Abs 2 Satz 2 letzter Halbsatz iVm mit 5 2 Abs 2
Satz 2 dieses Gesetzes richten sich Zuständigkeit, Verwaltungs-

verfahren und Rechtsweg nach den bei der Gewährung von Kapital—

abfindungen anzuwendenden Vorschriften und Bestimmungen. Daraus

folgt, daß der Kapitalisierungsbetrag nicht gemäß 5 812 BGB

von der LAB, sondern nur im Wege eines Rückforderungsbescheides

von dem Beklagten zurückgefordert werden konnte. Somit handelt

es sich bei der Frage, ob der Beklagte den Kapitalisierungs—

betrag zu Recht oder zu Unrecht zurückgefordert hat, um eine

öffentlich—rechtliche Streitigkeit in einer Angelegenheit der

Krieg50pferversorgung, über die gemäß 5 51 Abs 4 SGG die

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zu entscheiden haben. Das

gleiche gilt auch für den An5pruch der Klägerin auf Auszahlung

des zurückgeforderten Kapitalisierungsbetrages, denn dieser ist

Surrogat der Kapitalabfindung und teilt deren Rechtsnatur als

Leistung des Kriegsopferrechts (vgl Begründung zum Entwurf des

Rentenkapitalisierungsgesetzes—KOV, BT—Drucks VI/274 S. 5 ).

Das LSG hat den (Rück—)ZahlungsansPruch der Klägerin zu Recht

verneint. Denn zwischen Z. und der LAB ist kein wirksamer

Rentenkapitalisierungsvertrag zustande gekommen. Für die Ent—

scheidung sind — wie bereits ausgeführt — die Vorschriften des.

Gesetzes zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung in der

Krieg80pferversorgung vom 27. April 4970 (BGBl I 445 — Renten—

kapitalisierungsgesetz—KOV) maßgebend. Der erkennende Senat

hat in seinem Urteil vom 44. März 1975 — 40 BV 555/74 — bereits
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entschieden, daß die Vorschriften dieses Gesetzes auch dann

anzuwenden sind, wenn der Versorgungsberechtigte — wie hier —
eine Kapitalabfindung nach 55 72 ff BVGbeantragt hatte, die
Versorgungsverwaltung aber unter Hinweis auf das Rentenkapitali—

sierungsgesetz nach dessen Vorschriften verfahren ist. Gegen

dieses Verfahren bestehen keine Bedenken, weil das Renten—

kapitalisierungsgesetz gerade im Interesse der Beschädigten

geschaffen worden ist, um den für den Verwendungszweck not—

wendigen Kapitalbedarf zeitnah und schnell zur Verfügung stel—

len zu können (vgl BT—Drucks VI/274 S. 3 ). Ein Mißbrauch des

der Verwaltung insoweit eingeräumten Ermessens ist nicht ersicht-

lich.

Nach 5 4 Abs 2 des Gesetzes wird der Kapitalisierungsbetrag

aufgrund eines öffentlich—rechtlichen Vertrages zwischen dem

Kreditinstitut und dem Berechtigten gegen Übertragung des

AnsPruchs auf Zahlung der für einen Zeitraum von zehn Jahren

zustehenden Grundrente gewährt. Nach 5 2 Abs 2 des Gesetzes

hat die Versorgungsverwaltung in diesen Fällen lediglich die

Voraussetzungen für die Rentenkapitalisierung festzustellen.

Für die Entstehung des An5pruche3 auf Auszahlung des Betrages

kommt es nicht auf den Feststellungsbescheid des Landes—

versorgungsamtes, sondern auf den Abschluß des Vertrages an.
Ein wirksamer Réntenkapitalisierungsvertrag ist im vorliegenden

Fall aber nicht zustande gekommen. Bei entsPrechender Anwndung

der Vorschriften des BGB (vgl Forsthoff, Verwaltungsrecht,

?. Bd, 10. Aufl S. 284) wurde das Vertragsangebot des Z. zwar
trotz dessen Tod mit dem Zugang bei der LAB wirksam (@ 450
Abs 1 und 2 BGB)und konnte nach 5 455 BGB auch noch angenommen

werden (vgl Erman, Kommentar zum BGB, 6. Aufl 4975, Rdnr 2 zu
5 455). Der zwischen Z. und der LAB hiernach zustande gekommene

Vertrag ist aber auf eine bei Vertragsabschluß unmögliche

Leistung gerichtet und daher entsPrechend @ 506 BGB nichtig

gewesen. Diese, auch auf Abtretungsverträge anwendbare Vor—

schrift (vgl Staudinger, BGB, 40./41. Aufl 1977, Bemerkung 55

vor 5 505), greift nach herrschender Meinung ein, wenn die
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vertraglich vereinbarte Leistung zum Zeitpunkt des Vertrags—

abschlusses nicht mehr erbracht werden kann (vgl Erman, Rdnr 5

zu 5 506). Ein solcher Fall anfänglicher Unmöglichkeit ist hier
gegeben. Bei der im Vertragsmuster vorgesehenen Übertragung des

Grundrentenan5pruchs für einen Zeitraum von zehn Jahren, begin—

nend mit dem Ersten des auf die Auszahlung des Kapitalisierungs—

betrages folgenden dritten Monats, handelt es sich nämlich um
die Abtretung einer erst zukünftig entstehenden, durch den Tod

des Versorgungsberechtigten auflösend bedingten (@ 60 Abs 4 BVG)
Forderung. Die Vorausabtretung einer solchen Forderung ist nur

möglich, wenn die Forderung zum Zeitpunkt des Vertragsabschlu5px.

ses noch entstehen konnte. Hier erfolgte die Annahme des Ver—

tragsangebotes aber erst nach dem Tode des Z.
,

also zu einem

Zeitpunkt, in dem die den VersorgungsansPruch auflösende

Bedingung bereits eingetreten war. Insoweit war der Vertrag

auf eine unmögliche Leistung gerichtet. Hieran ändert auch

5 60 Abs 4 Satz 4 BVG nichte,wonach die Entziehung der Leistung
erst mit Ablauf des Monats eintritt, in dem die Voraussetzungen

für ihre Gewährungweggefallen sind. Denn aus dieser zur Wahrung

des monatlichen Abrechnungszeitraumes geschaffenen Regelung

folgt ebensowenig ein über den Tod des Beschädigten hinaus-

gehender Versorgungsanspruch, wie aus 5 5? BVG, wonach den
Hinterbliebenen ein Sterbegeld in Höhe des Dreifachen der Ver—

sorgungsbezüge zu zahlen ist, die dem Beschädigten für den

Sterbemonat zustanden (vgl zum Erlöschen des "Stammrechts" BSGE

55, 475).

Daß die Offerte noch zu Lebzeiten des Z. am 49. Oktober 4975

vom Landesversorgungsamt an die LAB weitergeleitet wurde, führt

zu keiner anderen rechtlichen Beurteilung. Wie der erkennende

Senat bereits in seinem Urteil vom 44. März 4975 ausgeführt hat,

beinhaltet 5 4 Abs 2 Rentenkapitalisierungsgesetz—KOV eine ein—
deutige an das Zustandekommen des Vertrages zwischen der LAB

und dem Berechtigten anknüpfende, gesetzliche Regelung. Hierfür

genügt es nicht, wenn Z. alles seinerseits Erforderliche getan
hat, um das Zustandekommen des Vertrages zu bewirken. Dieses
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Ergebnis steht auch nicht in Widerspruch zu dem Anliegen des

Gesetzgebers, daß den Berechtigten durch das Verfahren nach dem

Rentenkapitalisierungsgesetz keine wirtschaftlichen und recht—

lichen Nachteile gegenüber dem herkömmlichen Verfahren entste—

hen sollen (vgl BT—Drucks aaO). Z. und seine Rechtsnachfolger

hätten zwar einen AnSpru0h auf Auszahlung der Abfindungssumme

gegen den Beklagten erworben, wenn der Beklagte statt des Fest—

stellungsbescheides einen Bewilligungsbescheid nach 55 72 ff

BVG erteilt hätte. Ob der Beklagte zum gleichen Zeitpunkt aber

einen in seinem Ermessen stehenden Bewilligungsbescheid erlas—

sen hätte, erscheint im Hinblick auf die Kürzung der Haushalts—

mittel für die Grundrentenabfindung und den Beschleunigungs-

zweck des Rentenkapitalisierungsgesetzes zweifelhaft. Es muß

vielmehr angenommen werden, daß der Abschluß eines wirksamen

Rentenkapitalisierungsvertrages in jedem Falle zeitlich vor der

Erteilung eines möglichen Bewilligungsbescheides erfolgt wäre.

Der Senat sieht deshalb auch unter diesem Gesicht3punkt keine

Veranlassung, von seiner bisherigen Rechtsprechung abzugeben.

Da die LAB nach alledem ohne Rechtsgrund geleistet hatte, ist

der Rückforderungsbescheid des Beklagten rechtmäßig, und der

Zahlungsan3pruch der Klägerin unbegründet (@ 4 Abs 2 iVm 5 4

Abs 2 und 5 2 Abs 2 Satz 2 Rentenkapitalisierungsgesetz—KOV).

Die Revision war daher zurückzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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